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Ueber die Frage, ob das Gutachten über den Geiſteszuſtand eines Menſchen nur 


von einem Doctor der Mediein oder ob es auch von einem Wundarzte amt- 
lich giltig abgegeben werden kann. 


Unzuſtändigkeit der Gerichte zur Entſcheidung von gegen Amtshandlungen der 
Gemeindevertretung gerichtete Beſitzſtörungsklagen. (8 1, 48 J. N.) 


Zuſtändigkeit der Gerichte zur Entſcheidung über die ſeitens einer Gemeinde einge 


brachte Klage wegen Störung im Beſitze der Servitut eines „allgemein“ 
benützten Fußſteiges. Zuläſſigkeit eines die Competenzfrage betreffenden Revi⸗ 
ſionsrecurfes in poss. summ. ($ 16 Beſitzſtörungsverf.) 

Die Entſcheidung über Anordnungen der Gemeinden, welche nicht im öffent⸗ 
lichen Intereſſe ergangen ſind, ſondern ein zwiſchen der Gemeinde und 
einem Einzelnen ſtreitiges Privatrecht betreffen, ſteht den Gerichten zu. 
(8 1 J. N.) 

Ein Poſtmeiſter kann zum Schadenerſatze aus Anlaß einer verzögerten Verſendung 
eines Geldbriefes gerichtlich nicht belangt werden. 

Das Erhungernlaſſen eines Thieres im Stalle begründet nicht den Thatbeſtand 
der Uebertretung der Thierquälerei. 


Perſonalien. 
Erledigungen. 


Jur Friedhoffrage. 
Von Ferdinand Kirchlehner, k. k. Statthaltereirath. 
(Fortſetzung.) 


Ein den Verhältniſſen entſprechender und mit den Geſetzen, 
namentlich hinſichtlich der Competenz der Verwaltungsorgane in Eins 
klang zu bringender Vorgang wird in jenen Fällen ſchwer einzuhalten 
ſein, wenn große Städte, den Anforderungen der Neuzeit Rechnung 
tragend, zur Errichtung von ſogenannten Centralfriedhöfen ſchreiten. 

In einem ſolchen Falle wird der Gemeinderath im ſelbſtändigen 
Wirkungskreiſe die Errichtung beſchließen ($ 3, d des Sanitätsgeſetzes), 
die politiſche Behörde wird die Auflaſſung der ſanitätswidrigen confeſſionellen 
Friedhöfe ausſprechen und erklären müſſen, daß gegen die Wahl des 
Platzes kein ſanitärer Anſtand beſteht ($ 2, g). 

Fraglich bleibt, ob die Auflaſſung eines ſanitätsgemäßen con⸗ 
feſſionellen Friedhofes aus dem Grunde ausgeſprochen werden könne, 
weil für große Städte ein Centralfriedhof den Anforderungen der Ge— 
ſundheitspolizei entſprechender ſei 1). 


12) Nach den Aeußerungen des Miniſters des Innern bei der Berathung 
des Sanitätsgeſetzes im Jahre 1870 könnte dieſe Frage auch verneint werden. 


Diesfalls iſt die in den Jahren 1870 und 1871 durchgeführte 
Errichtung des Centralfriedhofes für Wien allgemein bekannt. Der 
Gemeinderath erhielt hiezu die Statthaltereibewilligung, die auf Grund 
einer Commiſſion erfolgte, welcher ſämmtliche intereſſirte Gemeinden 
beigezogen waren. 

Als der Centralfriedhof in Benützung genommen war, beſchloß 
der Gemeinderath die bedingungsloſe ſoſortige Auflaſſung der alten 
Wiener Friedhöfe. Ueber mehrfache dagegen eingebrachte Recurſe beſtä⸗ 
tigte die Statthalterei dieſe Verfügung, bewilligte aber die ausnahms⸗ 
weiſe Weiterbelegung der Grüfte durch fernere ſünf Jahre. 

Auch für Graz ſteht die Errichtung eines Centralfriedhofes in 
Ausſicht. Ein bezüglicher Gemeinderathsbeſchluß, womit dem Stadtrathe 
aufgetragen wurde, geeignete Gründe ausfindig zu machen, wurde von 
der Statthalterei ſiſtirt, weil die Kirchenvorſtehungen ſich in ihren 
ausſchließlichen Verfügungsrechten beirrt fanden. 

Das Minifterium des Innern hat jedoch ausgeſprochen 15), daß 
hier weder der Wirkungskreis der Gemeinde überſchritten, noch gegen 
beſtehende Geſetze verſtoßen worden iſt, da es einerſeits als eine der 
Gemeinde nach dem Sanitäsgeſetze zugewieſene Obliegenheit betrachtet 
werden muß, für die Errichtung von dem Geſetze entſprechenden Begräbniß⸗ 
plätzen Sorge zu tragen, und andererſeits aus dem Fachgutachten 
hervorgeht, daß die in Graz beſtehenden Friedhöfe den ſanitären 
Anforderungen nicht genügen und daher kein Anſtand dagegen erhoben 
werden kann, daß deren ſeinerzeitige Auflaſſung in Ausſicht genommen wird. 

Ferner geſtaltet ſich die Frage ſchwierig, wenn es ſich um den 
in der Praxis häufigen Fall handelt, wie er auch zu dem früher 
erwähnten Erkenntniſſe des Verwaltungsgerichtshofes Anlaß bot, daß 
nicht die Anlegung eines neuen, ſondern nur die Erweiterung des 
beſtehenden confeſſionellen Friedhoſes durchgeführt werden ſoll. Conſequent 
wäre hier der ehemalige Friedhofsraum als confeſſionelle Anſtalt zu 
belaſſen und der neue Zuwachs — falls nicht ein freiwilliges Ueber⸗ 
einkommen über deſſen Confeſſionalität zu Stande kömmt, als allen 
Religionsgenoſſenſchaften gleich zugänglicher Communalfriedhof zu be— 
handeln. 

Allein dieſe Einrichtung eines verſchiedenen Rechtes an räumlich 
zuſammenhängenden Objecten hätte in die Augen fallende Uebelſtände. 


In dieſen Fällen erübrigt wohl nichts, als der betreffenden 
Religiousgeſellſchaft anzubieten, ſich durch freiwillige Uebernahme der 
Concurrenz die Confeſſionalität der Anftalt zu erhalten, und geht fie 
hierauf nicht ein, den Friedhof zum Communalfriedhof zu erklären und 
auf Communalkoſten zu erweitern. 

Streitig könnte hiebei allerdings die Behandlung jenes Fondes 
werden, welcher nachweisbar aus angeſammelten Grabſtellgebühren 
entſtanden iſt und nicht bereits eine andere ſtiftungsmäßige Verwendung 
gefunden hat. 


0 Erlaß vom 3. December 1878, Z. 1968. 


Von größtem Intereſſe ift hier der Aufſatz über die Natur von 
Friedhofsangelegenheiten und die Zuſtändigkeit zur oberſten Entſcheidung 
bei Umlegungen 1%), aus welchen die Erörterung zu entnehmen iſt, die ſich 
zwiſchen den Miniſterien des Innern und für Cultus und Unterricht 
über die Frage entſpann, welches von beiden Miniſterien competent 
ſei, über derlei Angelegenheiten in letzter Inſtanz zu entſcheiden. 

Mit Beziehung auf das Sanitätsgeſetz wurde ſchließlich verein⸗ 
bart, das Miniſterium des Innern ſei zur Entſcheidung in letzter Inſtanz 
über Friedhofsumlegungen competent 1). Doch wurde auch hiebei die 
kirchliche Natur conſeſſioneller Friedhöfe anerkannt. Ueberhaupt wurde 
bisher vom Miniſterium des Innern an dem Grundſatze feſtgehalten, 
daß die Entſcheidung über Umlegung und Auflaſſung von Friedhöfen, 
ſowie über die Errichtung von Begräbuißſtätten zur Competenz der 
politiſchen Staatsbehörden gehöre. 

So erkannte das Miniſtarium in einem ſpeciellen Falle re), daß 
es der Gemeinde nicht zuſtehe, in erſter Inſtanz zu entſcheiden, ob eine 
Kapelle zu einer Begräbnißſtätte verwendet werden dürfe, da Todten⸗ 
grüſte in Kirchen und Kapellen directivmäßig nicht errichtet werden 
dürfen und nach $ 2 des Saninitätsgeſetzes der Staatsverwaltung die 


Ueberwachung der Handhabung der Geſetze in Betreff der Begräbniß⸗ 


plätze zuſteht. 

Da erfloß die bekannte Entſcheidung des Reichsgerichtes 17) aus 
Anlaß eines bejahenden Competenzconflictes zwiſchen dem tiroliſchen 
Landesausſchuſſe und den ſtaatlichen Verwaltungsbehörden: „Zur Ent⸗ 
ſcheidung über die Auflaſſung des ſtädtiſchen Friedhofes zu Bozen ſind 
die autonomen Behörden competent“ mit nachſtehender Begründung: 
Die Normen aus der Regierungszeit Kaiſer Joſef II., welche die 
Competenz der ſtaatlichen Verwaltungsbehörden vorausſetzen, ſeien nicht 
relevant, da ſie damals die alleinigen Verwaltungsorgane waren; nun 
ſeien aber auch Organe der Selbſtverwaltung vorhanden. Dieſe Abgren⸗ 
zung im Bereiche der Sanitätsverwaltung zu regeln, war Aufgabe des 
Sanitätsgeſetzes vom Jahre 1870, welches jedoch betreffs der Auflaſſung 
von Begräbnißſtätten keine Competenzbeſtimmung enthalte. Es müſſe 
daher die Entſcheidung aus allgemeinen Grundſätzen abgeleitet werden. 
Nach der Gemeindegeſetzgebung gehöre die Geſundheitspolizei zum ſelbſt⸗ 
ſtändigen Wirkungskreiſe der Gemeinde. Der Staatsverwaltung ſtehe 
die Oberauſſicht, der Gemeinde die unmittelbare Wirkſamkeit zu. Die 
Competenz der Gemeinde ſei daher die Regel. Hiezu komme noch, daß 
ſich die Auflaſſung eines Friedhofes der Errichtung und Inſtandhaltung 
in Analogie anreihe. 

Das Miniſterium hielt jedoch mit vollem Rechte an ſeiner 
Anſchauung feſt und entſchied darnach ſeither immer nach dem Grund- 
ſatze, daß es in der Competenz der politiſchen Staatsbehörden gelegen 
ſei, zu erkennen, ein beſtehender Friedhof ſei zur weiteren Benützung 
nicht mehr geeignet. 

So gab es dem Recurſe einer Gemeinde gegen die aufgetragene 
Friedhofsumlegung aus den Motiven der angefochtenen und anbelangend 
die Competenz im § 2, lit. g des Sanitätsgeſetzes begründeten Ent⸗ 
ſcheidung der Landesregierung keine Folge. Zugleich wurde es der 
Landesbehörde überlaſſen, der Gemeinde zu der ihr nach 8 3, d im 
ſelbſtändigen Wirkungskreiſe obliegenden Durchführung der angeordneten 
Verfügung eine den Verhältniſſen entſprechende Friſt zu beſtimmen 10. 
Es findet ſich auch in den Erkenntniſſen des Reichsgerichtes (89 und 
149) ſelbſt wiederholt der Rechtsſatz: 

Die Entſcheidung über ſtreitige Angelegenheiten der öffentlichen 
Verwaltung ſteht in allen Fällen, für welche die Competenz nicht durch 
ein Geſetz insbeſondere den autonomen Verwaltungsbehörden zugewieſen 
iſt, den ſtaatlichen Verwaltungsbehörden als Ausfluß ihres allgemeinen 
Verwaltungsauſtrages und Verwaltungsrechtes zu. 

Ferner iſt der Natur der Sache nach die im § 2, lit. g des 
Sanitätsgeſetzes normirte Ueberwachungspflicht der Staatsverwaltung 
anders und im weiteren Sinne aufzufaſſen, als das Auffſichtsrecht der 


) Igeger, Zeitſchrift für Verwaltung 1871, S. 121. 

16) Meritalentſcheidung des Miniſteriums des Innern vom 19. Mai 
1871, 3. 4775. 

1e) Erkenntniß des Miniſteriums des Innern vom 19. Jänner 1873, 
Z. 107. — Jaeger, Zeitſchrift für Verwaltung 1874, S. 105. 

) Erkenntniß des Reichsgerichtes vom 10. Juli 1874, Z. 131, Hye, 
Sammlung der Erkenntniſſe des Reichsgerichtes II, S. 281. 

„) Erkenntniß des Miniſteriums des Innern vom 12. December 1874, 
Z. 18.371. — Jaeger, Zeitſchrift für Verwaltung 1875, S. 19. 
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Staatsverwaltung über die Gemeinde im Sinne der Gemeindegeſetz⸗ 
gebung. 

Endlich ſpricht für dieſe Anſicht die bisherige nicht aufgehobene 
Competenz nach den früheren Normen und der Umſtand, daß wohl die 
ſtaatlichen Verwaltungsbehörden vermöge ihres Organismus am beſten 
in der Lage ſind, der Abſicht des Geſetzes nachzukommen. Die Gemeinde, 
der eventuell mit der Errichtung neuer Friedhöfe bedeutende Auslagen 
erwachſen, wäre hierin befangen. 

Es liegen auch Entſcheidungen von Landesausſchüſſen vor, welche 
anläßlich von Beſchwerden gegen den Ankauf von Grundſtücken durch 
Gemeindevertretungen und deren Verwendung zu Friedhöfen den Aus⸗ 
ſpruch enthalten, daß nur der Ankauf der Gründe durch die Gemeinde 
Gegenſtand der Entſcheidung des Landesausſchuſſes ſein könne, daß 
dagegen die Entſcheidung der Frage, ob die Grundſtücke zu einem Fried— 
hofe verwendet werden dürfen, zur Competenz der politiſchen Behörde 
gehöre. 

Zieht man im Weiteren die Frage der Bedeckung des Aufwandes 
für die Errichtung und Erhaltung von Friedhöfen und Leichenkammern 
in Betracht, ſo iſt ſie, inſoſern es ſich um Communalfriedhöfe handelt, 
an der Hand der Gemeindeordnung leicht zu beantworten und ſind die 
Koſten wie für alle Gemeindeerforderniſſe auſzubringen. Was zu ge— 
ſchehen hat, wenn mehrere Gemeinden oder Theile derſelben (je nach 
dem Pfarrſprengel) einen Communalfriedhof zu errichten haben, wird 
ſpäter erörtert werden. 

Auch hinſichtlich der Leichenkammern kann kein Zweifel beſtehen. 

Dieſe find ſchon laut der früheren Normen 19) als Localpolizei— 
anſtalten behandelt worden, ſür welche die Gemeinden die Koſten „aus 
dem Fonde für Polizeimaßregeln“ zu beſtreiten hatten. In die Concurrenz— 
pflicht waren Jene, welche blos Grundſtücke oder Häuſer im Pfarrbezirke 
eigenthümlich hatten, in demſelben jedoch nicht domicilirten, nicht mit 
einbezogen, da ſie keine Inſaſſen waren und von der Todtenkammer 
keinen Vortheil hatten. 

Der Grundſatz, daß Leichenkammern auf Koſten der Gemeinden 
zu errichten und zu erhalten find und daß auf dieſelben die Concurrenz— 
vorſchriften für Friedhofbaulichkeiten nicht angewendet werden können, 
wurde bei den Entſcheidungen der Centralſtellen auch anerkannt 20). 

Gegenwärtig beſtimmt aber die Gemeindegeſetzgebung, wie die 
Auslagen für Gemeindezwecke zu beſchaffen ſind. 

Wenn eine Gemeinde für ſich eine Leichenkammer errichtet, wird 
Niemand an ihrer Competenz nach dem Geſagten zweifeln und es kann 


der Umſtand, daß mehrere Gemeinden nur Eine ſolche Kammer bend- 
thigen, nichts an der Competenz ändern. 

Die Landesgeſetzgebuig 2) braucht nicht abgewartet zu werden; 
es läßt ſich leicht ein Vorgang vereinbaren, der zum Ziele ſührt, nur 
müßte ſich die politiſche Behörde auf das oflicium boni viri be- 
ſchränken. 

Viel ſchwieriger iſt die Frage wegen Beſchaffung der Koſten für 
die Herſtellung und Erhaltung confeſſioneller Friedhöfe, oder vielmehr, 
da nie eine geſetzliche Regelung für die Errichtung evangeliſcher, jüdi— 
ſcher u. ſ. f. Friedhöfe beſtand, die Frage der Bauconcurrenz katholi⸗ 
ſcher Friedhöfe. 

Wollte man den Satz aus der früher citivten Entſcheidung des Ver⸗ 
waltungsgerichtshofes 2), „daß die ſtaatlichen Behörden im Sinne der 
heutigen Geſetzgebung, weder ſoweit die Errichtung einer confeſſionellen 
Anſtalt, noch auch ſoweit die Bedeckung des hiefür benöthigten Auf- 
wandes in Frage ſteht, zu einem imperativen Einſchreiten berufen 
ſind“ — auf die Spitze treiben, ſo müßte man behaupten, die alten 
Normen über Friedhofbauten der katholiſchen Glaubensgenoſſenſchaften 
ſeien abſolut; dies geht aber nicht an, denn conſequent müßte man 


dann auch leugnen, daß die politiſchen Behörden zur Entſcheidung be⸗ 
rufen ſeien, wenn es ſich um Koſten nach den verſchiedenen Kirchen— 
concurrenzgeſetzen aus dem Jahre 1864 handelt. Hinſichtlich dieſer kann 


10) Hofkanzlei⸗Verorduungen vom 25. Juli 1811, 8. 8767, 17. December 
1840, Z. 38.407, und 13. April 1845, 8. 12.427 u. ſ. f. verſchieden je nach 
den Kronländern. 

20) Entſcheidung des Miniſteriums des Innern im Einvernehmen mit 
dem Miniſterium für Cultus und Unterricht vom 19. December 1876, Z. 14.675. 
— Jaeger, Zeitſchrift für Verwaltung 1877, S. 21. 

2) 8 5 des Geſetzes vom 30. April 1870, R. G. Bl. Nr. 68. 

22) Budwinsky, 1878, S. 270. 
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nach den Beſtimmungen des Geſetzes zur Regelung der äußern Rechts⸗ 
verhältniſſe der katholiſchen Kirche an der Competenz der ſtaatlichen 
Behörden wohl nicht gezweifelt werden 23). 


(Schluß folgt.) 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Ueber die Frage, ob das Gutachten über den Geiſteszuſtand eines 
Menſchen nur von einem Doctor der Medicin, oder ob es auch 
von einem Wundarzte ämtlich giltig abgegeben werden kann. 


Der k. k. Bezirkshauptmann in L. hat aus Anlaß eines vor⸗ 
gekommenen ordnungswidrigen Falles in ſeinem Amtsblatte vom 
5. September 1876, sub Poſt Nr. 251, die Bedingungen auseinander⸗ 
geſetzt, unter welchen die Aufnahme eines Geiſteskranken in die Landes⸗ 
irrenanſtalt in Prag zu geſchehen hat, dabei sub Nr. 1 die Beibringung 
eines communalärztlichen Zeugniſſes über die beſtimmte Gegenwart oder 
den wirklichen Beſtand des Wahnſinnes. 

Aus Anlaß eines zweiten vorgekommenen Falles, wo ein Wund⸗ 
arzt bei der Ausſtellung des Todtenzettels für eine Selbſtmörderin die 
kurze Bemerkung dem Todtenzettel beifügte, daß der Selbſtmord im 
zurechnungsfähigen Geiſteszuſtande ſtattfand und welcher zu einer Col⸗ 
liſion der Bezirkshauptmannſchaft. mit dem Seelſorger Veranlaſſung 
gab, wurden ſeitens der Bezirkshauptmannſchaft in dem Amtsblatte vom 
5. März 1877, sub Nr. 91, die Gemeindeämter unter Hinweiſung 
auf die Strafproceßordnung darauf auſmerkſam gemacht. daß nur ein 
Doctor der Medicin berechtigt ſei, in allen Fällen ohne Ausnahme, 
auch in dem des Selbſtmordes ein Urtheil über den Geiſteszuſtand ab⸗ 
zugeben, ſomit das Gutachten eines nicht graduirten Arztes keine ämt⸗ 
liche Geltung habe. 

Gegen dieſe beiden Erläſſe hat nun der Wundarzt Philipp M. 
in R. unterm 5. Mai und 2. Juni bei der Bezirkshauptmannſchaft 
eine Gegenvorſtellung erhoben und um den Widerruf, beziehungsweiſe um 
Annullirung dieſer beiden Erläſſe gebeten, welches Anſuchen jedoch 
mit dem Erlaſſe der k. k. Bezirkshauptmannſchaft vom 4. Juni 1878 
abweislich beſchieden wurde. 

Gegen dieſen abweislichen Beſcheid hat Wundarzt Philipp M. 
unterm 19. Juni bei der k. k. Statthalterei eine Recursbeſchwerde ein 
gebracht, beziehungsweiſe um die Annullirung der beiden oberwähnten, 
in den Amtsblättern der L . .. er k. k. Bezirkshauptmannſchaft vor⸗ 
kommenden Erläſſe gebeten, wurde jedoch mit dem Erlaſſe der k. k. Statt⸗ 
halterei in Prag vom 13. Auguſt 1878 abgewieſen, weil die beiden 
bezeichneten Erläſſe der Bezirkshauptmannſchaft mit der Gubernialverordnung 
vom 4. December 1826, 3. 67.128 (Prov.⸗Geſ.⸗Samml. für Böhmen 
ex 1826, pag. 272), dann mit der hohen Miniſterialverordnung vom 
4. Juli 1878 (R. G. Bl. Nr. 87) und mit dem auf die Vornahme 
ſanitätspolizeilicher Obductionen bezüglichen Erlaſſe des h. k. k. Minifte- 
riums des Innern vom 17. October 1868, 3. 20.476, in vollem 
Einklange ſtehen. 

Gegen dieſe Statthaltereientſcheidung recurrirte Philipp M. an 
das k. k. Miniſterium des Innern, deſſen Entſcheidung unterm 15. De⸗ 
cember 1878, 3. 13.429, in nachſtehender Weiſe erfolgte: 

„Ueber den mit Bericht vom 26. September 1878 vorgelegten 
Recurs des Wundarztes Philipp M in R. gegen den Statthalterei⸗ 
erlaß vom 13. Auguſt 1878, betreffend die Ausſtellung von Zeugniſſen 
an Geiſteskranke, findet das Miniſterium des Innern im Hinblicke auf 
die Beſtimmungen des $ 8 des Statutes für die königl. böhm. Landes⸗ 
irrenanſtalt auszuſprechen, daß Zeugniſſe, welche zur Erwirkung der 
Aufnahme von Geiſteskranken in dieſe Landesirrenanſtalt erforderlich 
find, nur von medieinae Doctoren und nicht von Wundärzten auszu⸗ 
ſtellen find, und wird in dieſer Beziehung der Recurs zurückgewieſen. Die 
Bezirkshauptmannſchaft L. iſt vielmehr aufzufordern, die im Amtsblatte 
vom 5. September 1876, Poſt Nr. 251, aufgenommene Kundmachung 
im Punkte 1 mit der obigen ſtatutariſchen Anordnung in Uebereinſtim⸗ 
mung zu bringen. 


>) 8 57 des Geſetzes vom 7. Mai 1874, R. G. Bl. Nr 50. 


Die im Amtsblatte vom 5. März 1877, Poſt Nr. 91, auf- 
genommene Amtserinnerung iſt außer Wirkſamkeit zu ſetzen, weil ſie 
einen unrichtigen Paragraph der Straßproceßordnung eitirt, die Durch 
führung der Beſtimmungen der SS 128 und 134 der Strafproceßord⸗ 
nung aber den Gerichten überlaſſen werden muß, und weil auch rückſichtlich 
der polizeilichen Anläſſe der in der obigen Amtserinnerung enthaltene 
Ausſpruch, daß in allen Fällen ohne Ausnahme das Gutachten 
über den Geiſteszuſtand eines Menſchen nur von einem Doctor der 
Mediein abgegeben werden kann, in dieſer Allgemeinheit nicht aufrecht 
erhalten werden kann, daher ſich in einzelnen Fällen nach der Beſchaffen⸗ 
heit derſelben und den beſtehenden Vorſchriften zu benehmen iſt. 


Inſofern die k. k. Statthalterei in ihrer Entſcheidung hervor— 
gehoben hat, daß nach der hierortigen Verordnung vom 17. October 
1868, 3. 20.476, ſanitätspolizeiliche Leichenobductionen nur von 
einem Doctor der Mediein vorgenommen werden dürfen, wird berichtigend 
bemerkt, daß in dieſer Verordunng rückſichtlich der Zuziehung der Aerzte zu 
dieſer Obduction auf die Verordnung vom 28. Jänner 1855, R. G. Bl. 
Nr. 26, verwieſen und darin nur ausgeſprochen wurde, daß der von der 
politiſchen Behörde abzuſendende Amtsarzt (8 6, a dieſer Verordnung) 
durch einen medicinae Doctor erſetzt werden kann, die in dieſer Be- 
ziehung in der erwähnten Verordnung im Uebrigen enthaltenen Vorſchriften 
aber unberührt geblieben ſind.“ Sch. 


Unzuſtändigkeit der Gerichte zur Entſcheidung von gegen Amts: 
handlungen der Gemeindevertretung gerichtete Beſitzſtörungsklagen. 
(§§ 1, #8 J. N.) 


Ein die Gemeinden X., Y. und Z. verbindender Fußweg und ein 
durch Beiträge von Inſaſſen dieſer Gemeinde hergeſtellter, über einen 
Mühlbach führender Steg wurde allgemein von den Bewohnern derſelben 
benützt. Als der Steg von mehreren Bewohnern der Gemeinde X. befei- 
tigt und an eine andere Stelle verſetzt worden war, trat gegen dieſelben 
ein Bewohner der Gemeinde Y. mit der Beſitzſtörungsklage auf. 

Die in erſter Inſtanz den Kläger abweiſende Entſcheidung wurde 
in zweiter Inſtanz zu ſeinen Gunſten abgeändert, weil die Bewohner 
der Gemeinde Y. und unter dieſen auch der Kläger den Steg ſtets 
benützt haben und er im ſactiſchen Beſitze dieſes Rechtes durch die Be⸗ 
ſeitigung des Steges geſtört worden iſt. Die Einwendung der Incompetenz 
der Gerichte, welche die Geklagten mit Hinweiſung auf den Umſtand 
geltend machten, daß die Gemeindevorſtehung von X., zu welcher zufolge 
der Kataſtralmappe der Steg gehört die Beſeitigung des Steges beſchloſ— 
ſen und dieſen Beſchluß den beiden anderen Gemeinden zur Kenntniß 
gebracht habe, wurde zurückgewieſen, weil der Verbindungsweg nur ein 
Fußſteig und kein öffentlicher Weg iſt, der Steg aus freiwilligen Bei⸗ 
trägen hergeſtellt worden iſt und weil die Geklagten von der Gemeinde 
K. nicht zur Beſeitigung des Steges beſtellt worden ſind, daher ihre 
Handlungsweiſe ſich als eine eigenmächtige darſtellt. 

Der k. k. oberſte Gerichtshof hob mit Entſcheidung von 6. November 
1877, 8. 12.993, die unterrichterlichen Entſcheidungen wegen Incompetenz 
auf, weil die Uebertragung des Steges in Folge eines aus Polizei— 
rückſichten geſaßten Gemeindebeſchluſſes geſchehen iſt und das Vorgehen 
der Geklagten, wenn ſie auch nicht zur Wegſchaffung des Steges beauf⸗ 
tragt waren, ſich ſomit nicht als Eigenmacht bezeichnen läßt, weil die 
Frage über die Zuläſſigkeit der Uebertragung des Steges nicht vor den 
Gerichten entſchieden werden kann und weil Kläger nicht in Folge eines 
privatrechtlichen Verhätniſſes, ſondern nur als Bewohner der Gemeinde Y. 
den Steg benützt hat. Ger. Ztg. 


Zuſtändigkeit der Gerichte zur Entſcheidung über die ſeitens einer 

Gemeinde eingebrachte Klage wegen Störung im Beſitze der 

Servitut eines „allgemein“ benützten Fußſteiges. Zuläſſigkeit eines 

die Competenzfrage betreffenden Neviſionsrecurſes in poss. summ. 
($ 16 Beſitzſtörungsverf.) 


Ueber das Grundſtück des B. führte ein Fußſteig in der Breite 
einer Klafter, welcher allgemein und insbeſondere von den Bewohnern 
der Gemeinde A. benützt wurde, um zur Kirche und zur Schule in der 
Gemeinde C. zu kommen. Als B. dieſen Weg aufackerte, brachte die 


Gemeinde A. gegen ihn die Beſitzſtörungsklage ein. Der Geklagte erhob 
die Einwendung der Unzuſtändigkeit des Gerichtes, weil mit Rückſicht 
auf die klägeriſche Behauptung, daß der Weg „allgemein“ benützt worden 
ſei, es ſich darum handelt, ob der Weg ein öffentlicher iſt, und dies 
zu entſcheiden der Verwaltungsbehörde zuſteht, was die klagende Gemeinde 
ſelbſt anerkannt hat, indem der Gemeindevorſtand ihm das Umackern 
des Weges unterſagt hat; von einer Servitut des Fußſteiges „der Gemeinde“ 
könne ſchon darum keine Rede ſein, weil eine Servitut nur durch die 
Organe der Gemeinde erworben werden kann, und daß dies geſchehen 
ſei, von der Klägerin nicht einmal behauptet worden iſt; daß „einzelne“ 
Bewohner der Gemeinde die Servitut erworben haben, wurde gleich—⸗ 
falls nicht, ſondern nur die allgemeine Benützung des Weges behauptet. 
In erſter Inſtanz wurde die Klägerin wegen Unzuſtändigkeit des Gerichtes 
abgewieſen. 


In zweiter Inſtanz wurde dieſes Erkenntniß abgeändert und dem 
Bezirksgerichte die Entſcheidung in der Sache aufgetragen, weil die 
klagende Gemeinde behauptet, im Beſitze der Servitut des Fußſteiges 
ſich zu befinden und die Entſcheidung hierüber den Gerichten zukommt, 
zudem auch der Landesausſchuß ſich im vorliegenden Falle für die Incom⸗ 
petenz der autonomen Behörden ausgeſprochen hat. B. brachte den 
Reviſionsrecurs ein. 


Der k. k. oberſte Gerichtshoſ fand mit Entſcheidung vom 6. November 
1877, Z. 13.305, denſelben ſormell für zuläſſig, da es ſich nicht um 
eine Verfügung des Richters im Laufe des Verfahrens (§ 16 der fail. 
Verordnung vom 27. October 1849, R. G. Bl. Nr. 12), ſondern um 
den Ausſpruch, wer zur Entſcheidung berufen iſt, handelt, und beſtätigte 
in der Sache das Decret der zweiten Inſtanz aus deren Gründen. 

Ger. Ztg. 


Die Entfcheidung über Anordnungen der Gemeinden, welche nicht 

im öffentlichen Intereſſe ergangen ſind, ſondern ein zwiſchen der 

Gemeinde und einem Einzelnen ſtreitiges Privatrecht betreffen, 
ſteht den Gerichten zu. (§ 1 J. N.) 


Das von A. im Walde X. geſällte Holz wurde auf Anordnung 
des Vorſtandes der Gemeinde B. vom Gemeinderathe C. unter gemeinde- 
behördlicher Aſſiſtenz mit Beſchag belegt. 


Als nun A. gegen die Gemeinde B. mit einer Beſitzſtörungsklage 
auftrat, ſprachen ſich die erſte und zweite Inſtanz für die Unzuſtändig⸗ 
keit der Gerichte aus, weil es ſich um die Anorduung einer Admini⸗ 
ſtrativbehörde und um die Ausführung einer adminiſtativen Maßregel 
handelt. 


Der k. k. oberſte Gerichtshof erklärte mit Entſcheidung vom 7. No⸗ 
vember 1877, 3. 13.364, daß die Gerichte zuſtändig find, weil die 
Beſchlagnahme durch die Gemeinde nicht zufolge einer im öffentlichen 
Intereſſe erfolgten Anordnung, ſondern auf Grund der Behauptung, 
daß nicht A., ſondern die Gemeinde Eigenthümerin des Waldes iſt, 
geſchehen iſt und es ſich ſomit hier nur um ein ſtreitiges Privatrecht 
handelt. Ger. Ztg. 


Ein Poſtmeiſter kann zum Schadenerſatze aus Anlaß einer ver⸗ 
zögerten Verſendung eines . gerichtlich nicht belangt 
werden. 


Wenzel H. belangte den Poſtmeiſter in M. bei dem Bezirksgerichte 
in Krynica wegen eines Betrages von 91 fl. 26 kr. aus dem Grunde, 
weil ihm durch verzögerte Verſendung eines Geldbriefes mit 607 fl. 
ein Schade im obigen Betrage erwachſen ſein ſoll und nachdem er 
von den vorgeſetzten Poſtbehörden, an welche er ſich vorher gewendet 
hatte, auf den Rechtsweg gewieſen worden war. Es wurde jedoch die 
Klage des Wenzel H. vor den Gerichten aller drei Inſtanzen ob Mangels 
der gerichtlichen Competenz erfolglos zurückgeſtellt, weil nach dem aus⸗ 
drücklichen Wortlaute des Hfd. vom 14. März 1806, J. G. S. Z. 758, 
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belangt werden können und dieſe dergleichen Klagen von Amtswegen 
zurückzuweiſen haben, welche Vorſchrift auf den vorliegenden Fall ganz 
richtig angewendet wurde. 
(Oberſtg. Eutſch. vom 23. Juli 1878, Z. 7927.) 
Ger. Halle. 


Das Erhungernlaſſen eines Thieres im Stalle begründet nicht 
den Thatbeſtand der Uebertretung der Thierquälerei. 


Johann M. wurde mit dem Erkenntniſſe des Polizeicommiſ⸗ 
ſariates Margarethen in Wien vom 13. Jänner 1879, Z. 100, wegen 
Thierquälerei, begangen durch Erhungernlaſſen eines ihm gehörigen 
Pferdes im Stalle, im Sinne der Miniſterialverordnung vom 15. Februar 
1855, R. G. Bl. Nr. 31, nach § 11 der kaiſ. Verordnung vom 20. April 
1854, R. G. Bl. Nr. 96, zu einer Geldſtrafe von 50 fl., eventuell 
zu 10 Tagen Arreſt verurtheilt. Den Thatbeſtand der Uebertretung 
der Thierquälerei erblickte die Polizeibehörde darin, daß zufolge der 
Ausſagen der einvernommenen Zeugen das Pferd wegen Mangels an 
hinreichender Nahrung im Stalle zu Grunde ging, welcher Vorfall 
bei den Bewohnern des Hauſes bedeutendes Aergerniß erregte. 

Dem von Johann M. gegen dieſes Erkenntniß ergriffenen Recurſe 
hat die n.⸗ö. Statthalterei mit Entſcheidung vom 3. März 1879, 
8. 4911, Folge gegeben und das recurrirte Erkenntniß behoben, „weil der 
Thatbeſtand der Uebertretung des Al. 1, der Miniſterialverordnung vom 
15. Februar 1855, R. G. Bl Nr. 31, nicht vorhanden iſt, indem 
eine derartige Vernachläſſigung in der Wartung des Pferdes, daß es 
wegen Mangels an hinreichender Nahrung im Stalle zu Grunde ging, 
nicht als eine öffentliche Mißhandlung des Thieres angeſehen werden 
kann, abgeſehen davon, daß nicht erwieſen iſt, daß das Pferd wirklich 
und insbeſondere durch Verſchulden des Recurrenten verhungert iſt.“ 
Th. R. v. Kr. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben die bei dem oberſten Rechnungshoſe erledigte Hof⸗ 
rathsſtelle dem mit Titel und Charakter eines Hofrathes bekleideten Sectionsrathe 
Joſef Freiherrn v. Lichtenthurn und die hiedurch ſich erledigende Sections⸗ 
erl. dem Titukar⸗Sectionsrathe Hof- und Präſidialſecretär Alois Lenzig 
verliehen. 


f Seine Majeſtät haben dem Rechnungscontrolor Anton Kriz in Horte anläß⸗ 
lich deſſen Penſionirung den Titel und Charakter eines Rentamtsverwalters 
verliehen. 

Der Miniſter des Innern hat den Bezirkscommiſſär Wenzel Bene ſch 
zum Bezirkshauptmann in Böhmen ernannt. 


Der Handelsminiſter hat den Hauptpoſt⸗Caſſecontrolor Anton Reſchigg 
zum Hauptcaſſier bei der Trieſter Poſt⸗Directionscaſſe ernannt. 


Erledigungen. 


. Controlorsſtelle bei dem Tabak- und Stempelverſchleiß⸗Magazine zu Linz 
in der zehnten Rangsclaſſe gegen Caution, bis Mitte April. (Amtsbl. Nr. 65). 


f Revidentenſtelle bei dem Rechnungsdepartement der mähr. Statthalterei 
in der neunten Rangsclaſſe, eventuell Rechnungsofficialsſtelle in der zehnten Rangs⸗ 
claffe, eventuell Rechnungsaſſiſtenſtelle in der eilften Rangsclaſſe, bis Ende April. 
(Amtsbl. Nr. 61) 


Im Verlage der k. k. Univerſitäts⸗Buchhandlung Leuſchner 
und Lubensky in Graz iſt erſchienen: | 


Studien zum üſterreichiſchen Bereins- | 
| und Perſammlungsrechte. 


Von 
Dr. Karl Hugelmaunn. 
VI ũünd 198 . 2 fl. 40 kr. 
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